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Vorwort 

Die Arbeit hat der Rechtswissenschaftlichen Fakultät der Univer-
sität Freiburg im Frühjahr 1974 als Dissertation vorgelegen. Sie wurde 
im Jul i 1973 abgeschlossen. Wesentliche Änderungen wurden nicht vor-
genommen; seither erschienene Literatur und Rechtsprechung wurden, 
soweit möglich, in die Fußnoten eingearbeitet. Die im Jahre 1974 er-
schienene Schrift  „Wirkungsbereich und Schranken der Versammlungs-
freiheit,  insbesondere im Verhältnis zur Meinungsfreiheit"  von Werner 
Müller wurde nicht mehr berücksichtigt. 

Meinem verehrten Lehrer, Herrn Professor  Dr. Konrad Hesse, danke 
ich sehr herzlich für vielfältige Unterstützung während des Entstehens 
der Arbeit, für Rat, Kr i t i k , Geduld und Ermutigung. Für wertvolle 
Kr i t i k habe ich auch Herrn Professor  Dr. Werner v. Simson zu danken. 
Herrn Ministerialrat a. D. Dr. Johannes Broermann endlich danke ich 
für die Aufnahme der Arbeit in sein Verlagsprogramm. 

Der Wissenschaftlichen Gesellschaft in Freiburg i. Br. verdanke ich 
großzügige Förderung. 

Hegnach, im Februar 1975 Ulrich  Schwäble 
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Einleitung 

Die vergangenen Jahre haben, was näherer Belege nicht bedarf, 
eine in der Bundesrepublik Deutschland bis dahin unbekannte Zu-
nahme unterschiedlichster, vielfach sogar den gewollten Gewaltkonflikt 
einschließender öffentlicher  Kollektivaktionen und in der Folge eine 
in der bisherigen deutschen Staatsrechtsgeschichte beispiellose Aktual i -
tät des Grundrechts der Versammlungsfreiheit  gebracht. Die beschau-
lichen Zeiten eher routinemäßiger Kommentierungen des Art . 8 GG 
scheinen endgültig vorüber zu sein: Zwar hat sich der stark von ad-hoc-
Stellungnahmen geprägte „Aufruhr"  um dieses Freiheitsrecht für den 
Augenblick gelegt, und die ersten höchstrichterlichen Entscheidungen zum 
Fragenkreis um das Versammlungsrecht liegen vor 1 ; aber die seither im 
Raum stehenden mannigfachen Aspekte können bereits mi t der näch-
sten „Demonstrationswelle" wieder zu unmittelbarer verfassungsrecht-
licher Brisanz gelangen. 

Diese Lage rechtfertigt  den Versuch, unter Überprüfung  der bisher 
vorgetragenen Argumente auf ihren verfassungsrechtlichen  Stellenwert 
sowie unter Ordnung und Auswertung der bisher praktisch geworde-
nen Problemstellungen ein Gesamtbild der verfassungsmäßigen Ga-
rantie der Versammlungsfreiheit  zu entwerfen, das auch für die Be-
wält igung künft ig auftretender  Kollisionen Kri ter ien von optimaler 
Rationalität bereitstellt. Dies soll freilich nicht in der Weise geschehen, 
daß jeder dogmatischen Einzelheit, die i n den Zusammenhang des Ver-
sammlungsrechts fällt, bis ins Kleinste nachgegangen wi rd : Wieweit 
etwa die „Versammlung" als Ganzes Grundrechtsträger  sein kann, ob 
sie begrifflich  mindestens zwei, drei oder noch mehr Teilnehmer er-
fordert,  wieweit auch Minderjährige den unbeschränkten Schutz des 
Art . 8 GG genießen, ist für das Gesamtverständnis dieses Freiheits-
rechts letztlich ohne tieferes Interesse. Vielmehr geht es darum, in Be-
schränkung auf das Wesentliche, hier jedoch unter Verarbeitung mög-
lichst zahlreicher tatsächlich vorgekommener Fallgestaltungen, die 
Grundlinien der normativen Aussagen des Ar t . 8 GG nachzuzeichnen. 
Dies soll geschehen in zwei rechts- und arbeitstechnisch bedingten 

1 BGHSt. 23, S. 46 ff.  ( „Kölner Straßenbahnfall");  BGHZ 59, S. 30 ff.  (Fall 
„Amendt" ) ; B G H NJW 1972, S. 1571 ff.  (Fall „Mahler") . — Eine Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts  speziell zu Ar t . 8 GG liegt frei l ich noch nicht 
vor. 
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Stufen, die auch die redakt ione l le Gesta l tung des A r t . 8 w idersp iege ln : 
e inma l der E n t w i c k l u n g der „ma te r i e l l en Substanz" 2 des i n A r t . 8 Abs. 1 
pos i t i v Gewähr ten , sodann der Diskussion der sich aus Abs. 2 ergebenden 
„schrankenmäßigen" Prob leme der Versammlungs f re ihe i t . 

Dementsprechend befaßt sich der erste T e i l der h ier vorge legten U n -
tersuchung wesent l ich dami t , i n topischem, problembezogen nach „übe r -
zeugenden Sachargumenten" 3 suchendem Ver fah ren 4 d ie jen igen E lemen-
te zu erarbei ten, die den Normbere ich 5 des Versammlungsrechts, d. h. 
seinen spezifischen „Sachbestandte i l " 6 ausmachen; dem anschließenden 
zwe i ten T e i l geht es u m das Verhä l tn i s der Beschränkungsdogmat ik zur 
Normbereichsanalyse, u m exakte I nha l t sbes t immung des i n A r t . 8 Abs. 2 
G G entha l tenen Schrankenvorbehal ts sowie u m eingehende E rö r t e rung 
der Schranken, denen die Versammlungs f re ihe i t  un te rwo r f en  ist. 

2 BVerfGE 32, S. 54, 72 (zu Ar t . 13 GG). 
3 Esser , Vorverständnis und Methodenwahl in der Rechtsfindung, 1970, S. 16. 
4 Zum topischen Verfahren  siehe zuerst Viehweg , Topik und Jurisprudenz, 

1953, passim; zur Topik i m Verfassungsrecht  vgl. insbes. Ehmke,  Prinzipien 
der Verfassungsinterpretation,  VVDStRL 20 (1963), S. 53 ff.,  passim; Hesse, 
Grundzüge des Verfassungsrechts  der Bundesrepublik Deutschland, 7. Auf l . 
1974, S. 27 ff.  (zit. „Grundzüge"); unter besonderer Betonung der Bindung an 
die normativen Gehalte F.  Müller , Normstruktur und Normativ i tät , 1966, 
S. 51 ff., 65 ff., 195 ff.  u. ö. (zit. „Normstruktur") sowie ders ., Juristische Metho-
dik, 1971, S. 68 ff.  (zit. „Methodik") . 

5 Zur Notwendigkeit exakter Normbereichsanalyse vgl. zuerst F.  Müller , 
Normstruktur, S. 168 ff., 181 ff., 208; ders., Normbereiche von Einzelgrund-
rechten in der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, 1968, passim 
(zit. „Normbereiche"); ders.,  Methodik, insbes. S. 109 ff., 113 ff.;  nunmehr auch 
Hesse, Grundzüge, S. 129 f.; Majewski , Auslegung der Grundrechte durch ein-
faches Gesetzesrecht? Zur Problematik der sogenannten Gesetzmäßigkeit der 
Verfassung, 1968, passim, etwa S. 68; i n der Sache ebenso Scheuner , Die Funk-
t ion der Grundrechte im Sozialstaat, DÖV 1971, S. 505 ff., 509; BVerfGE 32, 
S. 54, 72. 

8 Siehe F. Müller , Normbereiche, S. 9; vgl. auch ders.,  Thesen zur Struktur 
von Rechtsnormen, ARSP 56 (1970), S. 493 ff., 507: Normbereich als „Sach-
struktur des hinter der Norm stehenden Ausschnitts sozialer Wirk l ichkei t " . — 
Diese Umschreibungen verdeutlichen zugleich in besonderer Weise die tref-
fende Erkenntnis, daß Rechtsnormen als „sachbestimmte Ordnungsmodelle" 
(F. Müller,  Normstruktur, S. 144, 166 ff.)  niemals ohne die Wirk l ichkei t be-
st immt werden können, die sie ordnen wol len (s. dazu Hesse, Grundzüge, S. 19). 



Erster  Teil 

Der materielle Gehalt des Versammlungs-
grundrechts gemäß Art. 8 Abs. 1 GG 

A. Die Versammlungsfreiheit  als politisches Grundrecht 

I . Die geschichtliche Entwicklung als politische Freiheit 

Die Versammlungsfreiheit  ist seit jeher fester Bestandteil freiheit-
licher Grundrechtskataloge1, in diesem Sinne also „klassisches" Grund-
recht. Wenn Ar t . 8 GG somit i n einer langen Tradit ion steht und — 
jedenfalls auch — geschichtlich Gewordenes in die heutige, öffentliches 
und staatliches Leben hier und jetzt gestaltende Verfassungsordnung 
des Bonner Grundgesetzes übernimmt, so rechtfertigt  dies, vorab die 
verfassungsrechtliche  Geschichte des Versammlungsgrundrechts auf 
Sachelemente zu untersuchen, die das Verständnis dieses Grundrechts 
auch unter den spezifischen Bedingungen heutiger Verfassung zu formen 
vermögen. 

Dabei geht es weder um eine vollständige Darstellung der Geschichte 
der Versammlungsfreiheit 2 noch darum, aus der Historie dogmatische 
Aussagen abzuleiten. Vielmehr sind die ideengeschichtlichen, verfas-
sungsrechtlichen und politischen Verbindungslinien zwischen dem histo-
rischen Bestand und der heutigen geschichtlichen Lage nachzuzeichnen; 
dies jeweils dort, wo das anstehende Sachproblem es erfordert.  Erfor-
derlich aber ist nach dem hier zugrunde gelegten Verständnis der Blick 
auf die Historie gerade zu Anfang der angestrebten Konkretisierung, 

1 Vgl. einstweilen für die Vereinigten  Staaten:  1. Amendment ( „B i l l of 
Rights") von 1791 zur Verfassung der Vereinigten Staaten von Amer ika vom 
17. 9. 1787 (Deutscher Text, 1966 hrsg. durch US Informat ion Service, Bad 
Godesberg); für  Frankreich:  Constitution du 3 septembre 1791 (zit. nach: M. 
Duverger, Constitutions et Documents Politiques, Collection Thémis, Paris 
1957, S. 4 ff.);  für  Deutschland:  Ar t . V I I I , § 161 der Frankfurter  Verfassung für 
das Deutsche Reich vom 28. 3. 1849 (zit. nach: E. R. Huber,  Dokumente zur 
deutschen Verfassungsgeschichte, Bd. I, 1961, S. 304 ff.,  317 f.), sowie Ar t . 123 
der Weimarer Reichsverfassung vom 11. 8.1919 (RGBl. S. 1381). 

2 Detai l l ierte Überblicke bei Loening,  Vereins- und Versammlungsrecht, in : 
HStW, Bd. V I I I , 4. Auf l . 1928, S. 542 ff.,  544 ff.,  und insbes. Quilisch,  Die demo-
kratische Versammlung, 1970, S. 30 - 91. 

2 Schwäble 


